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von Todes wegen nach der Verordnung (EU) Nr. 650/201215 angerufen, so 
sind die Gerichte dieses Staates auch für Entscheidungen über die güter-
rechtlichen Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft in Verbindung mit 
diesem Nachlass zuständig. 

 
Art. 5.16 Zuständigkeit im Fall der Auflösung oder Ungültigerklä-
rung der eingetragenen Partnerschaft. (1) Wird ein Gericht eines Mit-
gliedstaats zur Entscheidung über die Auflösung oder Ungültigerklärung  
einer eingetragenen Partnerschaft angerufen, so sind die Gerichte dieses Staa-
tes auch für Entscheidungen über Fragen der güterrechtlichen Wirkungen 
der eingetragenen Partnerschaft in Verbindung mit dieser Auflösung oder 
Ungültigerklärung zuständig, wenn die Partner dies vereinbaren. 

(2) Wird eine Vereinbarung nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels ge-
schlossen, bevor das Gericht zur Entscheidung über die güterrechtlichen 
Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft angerufen wird, so muss die Ver-
einbarung den Anforderungen des Artikels 7 entsprechen. 

 
Art. 6.17 Zuständigkeit in anderen Fällen. In Fällen, in denen kein Ge-
richt eines Mitgliedstaats nach den Artikeln 4 und 5 zuständig ist, oder in 
anderen als den in diesen Artikeln geregelten Fällen sind für Entscheidungen 
über Fragen der güterrechtlichen Wirkungen einer eingetragenen Partner-
schaft die Gerichte des Mitgliedstaats zuständig, 
 a) in dessen Hoheitsgebiet die Partner zum Zeitpunkt der Anrufung des Ge-

richts ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben oder anderenfalls 
b) in dessen Hoheitsgebiet die Partner zuletzt ihren gewöhnlichen Aufent-

halt hatten, sofern einer von ihnen zum Zeitpunkt der Anrufung des Ge-
richts dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder anderenfalls 

 c) in dessen Hoheitsgebiet der Antragsgegner zum Zeitpunkt der Anrufung 
des Gerichts seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat oder anderenfalls 

d) dessen Staatsangehörigkeit beide Partner zum Zeitpunkt der Anrufung 
des Gerichts besitzen oder anderenfalls 

 e) nach dessen Recht die eingetragene Partnerschaft begründet wurde. 
 

Art. 7.18 Gerichtsstandsvereinbarung. (1) In Fällen des Artikels 6 kön-
nen die Parteien vereinbaren, dass die Gerichte des Mitgliedstaats, dessen 
Recht nach Artikel 22 oder Artikel 26 Absatz 1 anzuwenden ist, oder  
die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem die eingetragene Partnerschaft be-
gründet wurde, für Entscheidungen über Fragen der güterrechtlichen Wir-
kungen ihrer eingetragenen Partnerschaft ausschließlich zuständig sein sol-
len. 
________________________________________________________________ 

15 Abgedruckt unter Nr. 61. 
16 Vgl. Erwägungsgrund (34). 
17 Vgl. Erwägungsgrund (35). 
18 Vgl. Erwägungsgrund (37). 



39 EuPartVO 2. Teil: Internationales Privatrecht 

140 

(2) Die in Absatz 1 genannte Vereinbarung bedarf der Schriftform, ist zu 
datieren und von den Parteien zu unterzeichnen. Elektronische Übermitt-
lungen, die eine dauerhafte Aufzeichnung der Vereinbarung ermöglichen, 
sind der Schriftform gleichgestellt. 

 
Art. 8. Zuständigkeit aufgrund rügeloser Einlassung. (1) Sofern das 
Gericht eines Mitgliedstaats, dessen Recht nach Artikel 22 oder Artikel 26 
Absatz 1 anzuwenden ist, nicht bereits nach anderen Vorschriften dieser Ver-
ordnung zuständig ist, wird es zuständig, wenn sich der Beklagte vor ihm auf 
das Verfahren einlässt. Dies gilt nicht, wenn der Beklagte sich einlässt, um den 
Mangel der Zuständigkeit geltend zu machen, oder in den Fällen des Arti-
kels 4. 

(2) Bevor sich das Gericht nach Absatz 1 für zuständig erklärt, stellt es 
sicher, dass der Beklagte über sein Recht, die Unzuständigkeit des Gerichts 
geltend zu machen, und über die Folgen der Einlassung oder Nichteinlassung 
auf das Verfahren belehrt wird. 

 
Art. 9.19 Alternative Zuständigkeit. (1) Wenn ein Gericht eines Mit-
gliedstaats, das nach Artikel 4, Artikel 5 oder Artikel 6 Buchstaben a, b, c 
oder d zuständig ist, feststellt, dass seine Rechtsordnung das Institut der ein-
getragenen Partnerschaft nicht vorsieht, kann es sich für unzuständig erklä-
ren. Beschließt das Gericht, sich für unzuständig zu erklären, so tut es das 
unverzüglich. 

(2) Erklärt sich ein in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genanntes Ge-
richt für unzuständig und vereinbaren die Parteien, die Zuständigkeit den 
Gerichten eines anderen Mitgliedstaats nach Artikel 7 zu übertragen, so sind 
die Gerichte dieses anderen Mitgliedstaats für Entscheidungen über die gü-
terrechtlichen Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft zuständig. 

In anderen Fällen sind für Entscheidungen über die güterrechtlichen Wir-
kungen einer eingetragenen Partnerschaft die Gerichte eines anderen Mit-
gliedstaats nach Artikel 6 oder 8 zuständig. 

(3) Dieser Artikel findet keine Anwendung, wenn die Parteien eine  
Auflösung oder Ungültigerklärung der eingetragenen Partnerschaft erwirkt 
haben, die im Mitgliedstaat des angerufenen Gerichts anerkannt werden 
kann. 

 
Art. 10.20 Subsidiäre Zuständigkeit. Ist kein Gericht eines Mitgliedstaats 
nach den Artikeln 4, 5, 6, 7 oder 8 zuständig oder haben sich alle  
Gerichte gemäß Artikel 9 für unzuständig erklärt und ist kein Gericht  
eines Mitgliedstaats nach Artikel 6 Buchstabe e, Artikel 7 oder Artikel 8 zu-
ständig, so sind die Gerichte eines Mitgliedstaats zuständig, in dessen Ho-
heitsgebiet unbewegliches Vermögen eines oder beider Partner belegen ist; 
________________________________________________________________ 

19 Vgl. Erwägungsgrund (36). 
20 Vgl. Erwägungsgrund (39). 
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in diesem Fall ist das angerufene Gericht nur für Entscheidungen über dieses 
unbewegliche Vermögen zuständig. 

 
Art. 11.21 Notzuständigkeit (forum necessitatis). Ist kein Gericht eines 
Mitgliedstaats nach den Artikeln 4, 5, 6, 7, 8 oder 10 zuständig oder haben 
sich alle Gerichte gemäß Artikel 9 für unzuständig erklärt und ist kein Ge-
richt eines Mitgliedstaats nach Artikel 6 Buchstabe e, Artikel 7, 8 oder 10 
zuständig, so können die Gerichte eines Mitgliedstaats ausnahmsweise  
über die güterrechtlichen Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft ent-
scheiden, wenn es nicht zumutbar ist oder es sich als unmöglich erweist,  
ein Verfahren in einem Drittstaat, zu dem die Sache einen engen Bezug auf-
weist, einzuleiten oder zu führen. 

Die Sache muss einen ausreichenden Bezug zu dem Mitgliedstaat des an-
gerufenen Gerichts aufweisen. 

 
Art. 12. Widerklagen. Das Gericht, bei dem ein Verfahren aufgrund der 
Artikel 4 bis 8, 10 oder 11 anhängig ist, ist auch für eine Widerklage zustän-
dig, sofern diese in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fällt. 

 
Art. 13. Beschränkung des Verfahrens. (1) Umfasst der Nachlass des Erb-
lassers, der unter die Verordnung (EU) Nr. 650/2012 fällt, Vermögenswerte, 
die in einem Drittstaat belegen sind, so kann das zu den güterrechtlichen 
Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft angerufene Gericht auf Antrag 
einer der Parteien beschließen, über einen oder mehrere dieser Vermögens-
werte nicht zu befinden, wenn zu erwarten ist, dass seine Entscheidung in 
Bezug auf diese Vermögenswerte in dem betreffenden Drittstaat nicht aner-
kannt oder gegebenenfalls nicht für vollstreckbar erklärt wird. 

(2) Absatz 1 berührt nicht das Recht der Parteien, den Gegenstand des 
Verfahrens nach dem Recht des Mitgliedstaats des angerufenen Gerichts zu 
beschränken. 

 
Art. 14. Anrufung eines Gerichts. Für die Zwecke dieses Kapitels gilt ein 
Gericht als angerufen: 
 a) zu dem Zeitpunkt, zu dem das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein 

gleichwertiges Schriftstück bei Gericht eingereicht worden ist, vorausge-
setzt, der Antragsteller hat es in der Folge nicht versäumt, die ihm oblie-
genden Maßnahmen zu treffen, um die Zustellung des Schriftstücks an 
den Antragsgegner zu bewirken, oder, 

b) falls die Zustellung vor Einreichung des Schriftstücks bei Gericht zu be-
wirken ist, zu dem Zeitpunkt, zu dem die für die Zustellung verantwort-
liche Stelle das Schriftstück erhalten hat, vorausgesetzt, der Antragsteller 
hat es in der Folge nicht versäumt, die ihm obliegenden Maßnahmen zu 
treffen, um das Schriftstück bei Gericht einzureichen, oder, 

________________________________________________________________ 
21 Vgl. Erwägungsgrund (40). 
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 c) falls das Gericht das Verfahren von Amts wegen einleitet, zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Beschluss über die Einleitung des Verfahrens vom Ge-
richt gefasst oder, wenn ein solcher Beschluss nicht erforderlich ist, zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die Sache beim Gericht eingetragen worden ist. 
 

Art. 15. Prüfung der Zuständigkeit. Das Gericht eines Mitgliedstaats, das 
in einem Rechtsstreit über die güterrechtlichen Wirkungen einer eingetra-
genen Partnerschaft angerufen wird, für die es nach dieser Verordnung nicht 
zuständig ist, erklärt sich von Amts wegen für unzuständig. 

 
Art. 16. Prüfung der Zulässigkeit. (1) Lässt sich der Beklagte, der seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem anderen Staat als dem Mitgliedstaat hat, 
in die Klage erhoben wurde, auf das Verfahren nicht ein, so setzt das nach 
dieser Verordnung zuständige Gericht das Verfahren so lange aus, bis festge-
stellt ist, dass es dem Beklagten möglich war, das verfahrenseinleitende 
Schriftstück oder ein gleichwertiges Schriftstück so rechtzeitig zu empfan-
gen, dass er sich verteidigen konnte oder dass alle hierzu erforderlichen Maß-
nahmen getroffen wurden. 

(2) Anstelle des Absatzes 1 des vorliegenden Artikels findet Artikel 19 der 
Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes22 Anwendung, wenn das verfahrenseinleitende Schriftstück oder ein 
gleichwertiges Schriftstück nach der genannten Verordnung von einem Mit-
gliedstaat in einen anderen zu übermitteln war. 

(3) Ist die Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 nicht anwendbar, so gilt Ar- 
tikel 15 des Haager Übereinkommens vom 15. November 1965 über die 
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in 
Zivil- und Handelssachen,23 wenn das verfahrenseinleitende Schriftstück 
oder ein gleichwertiges Schriftstück nach Maßgabe dieses Übereinkommens 
ins Ausland zu übermitteln war. 

 
Art. 17.24 Rechtshängigkeit. (1) Werden bei Gerichten verschiedener 
Mitgliedstaaten Verfahren wegen desselben Anspruchs zwischen denselben 
Parteien anhängig gemacht, so setzt jedes später angerufene Gericht das Ver-
fahren von Amts wegen aus, bis die Zuständigkeit des zuerst angerufenen 
Gerichts feststeht. 

(2) In den in Absatz 1 genannten Fällen teilt das in der Rechtssache ange-
rufene Gericht auf Antrag eines anderen angerufenen Gerichts diesem un-
verzüglich mit, wann es angerufen wurde. 

(3) Sobald die Zuständigkeit des zuerst angerufenen Gerichts feststeht, er-
klärt sich das später angerufene Gericht zugunsten dieses Gerichts für unzu-
ständig. 
________________________________________________________________ 

22 ABl. L 324 v. 10.12.2007, S. 79. Anstelle von Art. 19 der Verordnung (EG) Nr. 1393/ 
2007 gilt seit dem 1.7.2022 Art. 22 der Verordnung 2020/1784, abgedruckt unter Nr. 224. 

23 Abgedruckt unter Nr. 211. 
24 Vgl. Erwägungsgrund (41). 
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Art. 18. Im Zusammenhang stehende Verfahren. (1) Sind bei Gerich-
ten verschiedener Mitgliedstaaten Verfahren, die im Zusammenhang stehen, 
anhängig, so kann jedes später angerufene Gericht das Verfahren aussetzen. 

(2) Sind die in Absatz 1 genannten Verfahren in erster Instanz anhängig, so 
kann sich jedes später angerufene Gericht auf Antrag einer Partei auch für 
unzuständig erklären, wenn das zuerst angerufene Gericht für die betreffen-
den Verfahren zuständig ist und die Verbindung der Verfahren nach seinem 
Recht zulässig ist. 

(3) Für die Zwecke dieses Artikels gelten Verfahren als im Zusammenhang 
stehend, wenn zwischen ihnen eine so enge Beziehung gegeben ist, dass eine 
gemeinsame Verhandlung und Entscheidung geboten erscheint, um zu ver-
meiden, dass in getrennten Verfahren widersprechende Entscheidungen er-
gehen. 

 
Art. 19. Einstweilige Maßnahmen einschließlich Sicherungsmaß-
nahmen. Die im Recht eines Mitgliedstaats vorgesehenen einstweiligen 
Maßnahmen einschließlich Sicherungsmaßnahmen können bei den Gerich-
ten dieses Staates auch dann beantragt werden, wenn für die Entscheidung 
in der Hauptsache nach dieser Verordnung die Gerichte eines anderen Mit-
gliedstaats zuständig sind. 

  
Kapitel III.25 Anzuwendendes Recht 

 
Art. 20.26 Universelle Anwendung. Das nach dieser Verordnung bezeich-
nete Recht ist auch dann anzuwenden, wenn es nicht das Recht eines Mit-
gliedstaats ist. 

 
Art. 21.27 Einheit des anzuwendenden Rechts. Das auf die güterrecht-
lichen Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft anzuwendende Recht 
gilt für sämtliche unter diese Wirkungen fallenden Vermögensgegenstände 
ohne Rücksicht auf deren Belegenheit. 

 
Art. 22.28 Rechtswahl. (1) Die Partner oder künftigen Partner können das 
auf die güterrechtlichen Wirkungen ihrer eingetragenen Partnerschaft anzu-
wendende Recht durch Vereinbarung bestimmen oder ändern, sofern dieses 
Recht güterrechtliche Wirkungen an das Institut der eingetragenen Partner-
schaft knüpft und es sich dabei um das Recht eines der folgenden Staaten 
handelt: 
 a) das Recht des Staates, in dem die Partner oder künftigen Partner oder 

einer von ihnen zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren/seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt haben/hat, oder 

________________________________________________________________ 
25 Vgl. Erwägungsgrund (42) S. 1 und 2. 
26 Vgl. Erwägungsgrund (43). 
27 Vgl. Erwägungsgrund (42) S. 3. 
28 Vgl. Erwägungsgründe (44)–(45). 
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b) das Recht eines Staates, dessen Staatsangehörigkeit einer der Partner oder 
künftigen Partner zum Zeitpunkt der Rechtswahl besitzt, oder 

 c) das Recht des Staates, nach dessen Recht die eingetragene Partnerschaft 
begründet wurde. 
(2) Sofern die Partner nichts anderes vereinbaren, gilt eine während der 

Partnerschaft vorgenommene Änderung des auf die güterrechtlichen Wir-
kungen der eingetragenen Partnerschaft anzuwendenden Rechts nur für die 
Zukunft. 

(3) Eine rückwirkende Änderung des anzuwendenden Rechts nach Ab-
satz 2 darf Ansprüche Dritter, die sich aus diesem Recht ableiten, nicht be-
einträchtigen. 

 
Art. 23.29 Formgültigkeit der Rechtswahlvereinbarung. (1) Eine Ver-
einbarung nach Artikel 22 bedarf der Schriftform, ist zu datieren und von 
beiden Partnern zu unterzeichnen. Elektronische Übermittlungen, die eine 
dauerhafte Aufzeichnung der Vereinbarung ermöglichen, sind der Schrift-
form gleichgestellt. 

(2) Sieht das Recht des Mitgliedstaats, in dem beide Partner zum Zeit-
punkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, zusätzliche 
Formvorschriften für Vereinbarungen über die güterrechtlichen Wirkungen 
einer eingetragenen Partnerschaft vor, so sind diese Formvorschriften anzu-
wenden. 

(3) Haben die Partner zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in verschiedenen Mitgliedstaaten und sieht das Recht beider Staa-
ten unterschiedliche Formvorschriften für Vereinbarungen über die güter-
rechtlichen Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft vor, so ist die Ver-
einbarung formgültig, wenn sie den Vorschriften des Rechts eines dieser 
Mitgliedstaaten genügt. 

(4) Hat zum Zeitpunkt der Rechtswahl nur einer der Partner seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat und sind in diesem Staat zu-
sätzliche Formvorschriften für Vereinbarungen über den Güterstand einer 
eingetragenen Partnerschaft vorgesehen, so sind diese Formvorschriften an-
zuwenden. 

 
Art. 24.30 Einigung und materielle Wirksamkeit. (1) Das Zustande-
kommen und die Wirksamkeit einer Rechtswahlvereinbarung oder einer ih-
rer Bestimmungen bestimmen sich nach dem Recht, das nach Artikel 22 an-
zuwenden wäre, wenn die Vereinbarung oder die Bestimmung wirksam wäre. 

(2) Ein Partner kann sich jedoch für die Behauptung, er habe der Verein-
barung nicht zugestimmt, auf das Recht des Staates berufen, in dem er zum 
Zeitpunkt der Anrufung des Gerichts seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
________________________________________________________________ 

29 Vgl. Erwägungsgrund (46). 
30 Vgl. Erwägungsgrund (46). 
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wenn sich aus den Umständen ergibt. dass es nicht angemessen wäre, die 
Wirkung seines Verhaltens nach dem in Absatz 1 bezeichneten Recht zu 
bestimmen. 

 
Art. 25.31 Formgültigkeit einer Vereinbarung über den Güterstand 
einer eingetragenen Partnerschaft. (1) Die Vereinbarung über die güter-
rechtlichen Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft bedarf der Schrift-
form, ist zu datieren und von beiden Partnern zu unterzeichnen. Elektroni-
sche Übermittlungen, die eine dauerhafte Aufzeichnung der Vereinbarung 
ermöglichen, sind der Schriftform gleichgestellt. 

(2) Sieht jedoch das Recht des Mitgliedstaats, in dem beide Partner  
zum Zeitpunkt der Rechtswahl ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, zu-
sätzliche Formvorschriften für Vereinbarungen über die güterrechtlichen 
Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft vor, so sind diese Formvor-
schriften anzuwenden. 

Haben die Partner zum Zeitpunkt der Vereinbarung ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in verschiedenen Mitgliedstaaten und sieht das Recht beider  
Staaten unterschiedliche Formvorschriften für Vereinbarungen über die gü-
terrechtlichen Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft vor, so ist die 
Vereinbarung formgültig, wenn sie den Vorschriften des Rechts eines dieser 
Mitgliedstaaten genügt. 

Hat zum Zeitpunkt der Vereinbarung nur einer der Partner seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat und sind in diesem Staat zu-
sätzliche Formvorschriften für Vereinbarungen über die güterrechtlichen 
Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft vorgesehen, so sind diese 
Formvorschriften anzuwenden. 

(3) Sieht das auf die güterrechtlichen Wirkungen einer eingetragenen 
Partnerschaft anzuwendende Recht zusätzliche Formvorschriften vor, so sind 
diese Formvorschriften anzuwenden. 

 
Art. 26.32 Mangels Rechtswahl der Parteien anzuwendendes Recht. 

(1) Mangels einer Rechtswahlvereinbarung nach Artikel 22 unterliegen 
die güterrechtlichen Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft dem 
Recht des Staates, nach dessen Recht die eingetragene Partnerschaft begrün-
det wurde. 

(2) Ausnahmsweise kann das Gericht, das für Fragen der güterrechtlichen 
Wirkungen der eingetragenen Partnerschaft zuständig ist, auf Antrag eines 
der Partner entscheiden, dass das Recht eines anderen Staates als des Staates, 
dessen Recht nach Absatz 1 anzuwenden ist, für die güterrechtlichen Wir-
kungen der eingetragenen Partnerschaft gilt, sofern das Recht dieses anderen 
Staates güterrechtliche Wirkungen an das Institut der eingetragenen Partner-
schaft knüpft und sofern der Antragsteller nachweist, dass 
________________________________________________________________ 

31 Vgl. Erwägungsgrund (47). 
32 Vgl. Erwägungsgründe (48)–(50). 
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 a) die Partner ihren letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt über ei-
nen erheblich langen Zeitraum in diesem Staat hatten und 

b) beide Partner auf das Recht dieses anderen Staates bei der Regelung oder 
Planung ihrer güterrechtlichen Beziehungen vertraut hatten. 
Das Recht dieses anderen Staates gilt ab dem Zeitpunkt der Begründung 

der eingetragenen Partnerschaft, es sei denn, einer der Partner ist damit nicht 
einverstanden. Im letzteren Fall gilt das Recht dieses anderen Staates ab Be-
gründung des letzten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts in diesem an-
deren Staat. 

Die Anwendung des Rechts des anderen Staates darf die Rechte Dritter, 
die sich auf das nach Absatz 1 anzuwendende Recht gründen, nicht beein-
trächtigen. 

Dieser Absatz gilt nicht, wenn die Partner vor der Begründung ihres letz-
ten gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts in diesem anderen Staat eine 
Vereinbarung über die güterrechtlichen Wirkungen der eingetragenen Part-
nerschaft getroffen haben. 

 
Art. 27.33 Reichweite des anzuwendenden Rechts. Das nach dieser 
Verordnung auf die güterrechtlichen Wirkungen eingetragener Partnerschaf-
ten anzuwendende Recht regelt unter anderem 
 a) die Einteilung des Vermögens eines oder beider Partner in verschiedene 

Kategorien während und nach der eingetragenen Partnerschaft, 
b) die Übertragung von Vermögen von einer Kategorie in die andere, 
 c) die Haftung des einen Partners für die Verbindlichkeiten und Schulden 

des anderen, 
d) die Befugnisse, Rechte und Pflichten eines oder beider Partner in Bezug 

auf das Vermögen, 
 e) die Teilung, Aufteilung oder Abwicklung des Vermögens bei Auflösung 

der eingetragenen Partnerschaft, 
 f) die Wirkungen der güterrechtlichen Wirkungen eingetragener Partner-

schaften auf ein Rechtsverhältnis zwischen einem Partner und Dritten 
und 

 g) die materielle Wirksamkeit einer Vereinbarung über die güterrechtlichen 
Wirkungen einer eingetragenen Partnerschaft. 
 

Art. 28.34 Wirkungen gegenüber Dritten. (1) Ungeachtet des Artikels 27 
Buchstabe f darf ein Partner in einer Streitigkeit zwischen einem Dritten  
und einem oder beiden Partnern das für die güterrechtlichen Wirkungen 
seiner eingetragenen Partnerschaft maßgebende Recht dem Dritten nicht 
entgegenhalten, es sei denn, der Dritte hatte Kenntnis von diesem Recht 
oder hätte bei gebührender Sorgfalt davon Kenntnis haben müssen. 
________________________________________________________________ 

33 Vgl. Erwägungsgrund (51) S. 1 und 2. 
34 Vgl. Erwägungsgrund (51) S. 3 und 4. 


